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Momentaufnahme

Als Meister Gerhard am 15. August 1248 zusammen mit ganz Köln 
die Grundsteinlegung des in der Stadt höchsten Gebäudes feierte, 
wäre dem Dombaumeister nicht im Traum eingefallen, dass er  
sein Werk jemals selbst betreten wird. Am Ende sollten 632 Jahre 
vergehen, bis die Vollendung des Kölner Doms gefeiert wurde …
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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser!

In der „Momentaufnahme“ auf der Seite gegenüber zeigen wir Ihnen 
oft ein Bild, das auf den ersten Blick mit unserer Aufgabe – der Suche 
nach dem Endlager für hochradioaktive Abfälle – nichts zu tun hat. In 
diesem Fall ist es die zeitliche Dimension, die den Kölner Dom mit 
einem solchen Endlager verbindet. Egal ob in Deutschland oder anders-
wo auf der Welt: In unserer Zeit gibt es kaum ein technisches Vorhaben, 
das die Menschheit so langfristig begleiten wird wie das Endlager. 

Die ersten Kernkraftwerke gingen hierzulande in den 1960er-Jah-
ren ans Netz. Seitdem füllen sich die Zwischenlager mit hochradio
aktiven Abfällen. Bis der Standort für das sichere Endlager gefunden 
und die Abfälle in einigen Hundert Metern Tiefe endgelagert sind, wer-
den weitere Jahrzehnte vergehen. Und damit nicht genug: 500  Jahre 
lang – so will es das Gesetz – sollen die Abfälle bergbar sein.

Für Meister Gerhard und seine Zeitgenoss*innen war diese 
generationenübergreifende Denkweise selbstverständlich, ist aber „den 
modernen Gesellschaften des Nordens mit Beginn der Industriellen Re-
volution – und damit dem Kapitalismus – sehr fremd geworden“, wie 
unser Autor in seinem Essay auf den folgenden Seiten schreibt. Viel-
leicht ist es Gerhards Art des „Cathedral Thinking“, wie das langfristi-
ge, generationenübergreifende Denken heute genannt wird, das uns für 
die Zukunft wappnet. Nicht nur in Sachen Endlagersuche, sondern 
auch, wenn es um den Erhalt einer lebenswerten Erde geht.

Ihr Einblicke-Team

TITELBILD: Die Karte stammt aus dem am 28. September 2020 veröffent­
lichten „Zwischenbericht Teilgebiete“ der Bundesgesellschaft für Endlage­
rung (BGE). Sie zeigt die Gebiete, die im weiteren Verfahren der Endlager­
suche näher untersucht werden. Sie umfassen etwa 54 Prozent der 
Landesfläche
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Bericht

Von Horand Knaup 
Der Autor war 20 Jahre 
Korrespondent des „Spiegel“  
im Hauptstadtbüro.  
Zwischen 2017 und 2022 
arbeitete er als freier Journalist 
und Autor. Seit 2022 ist er 
Mitglied des Redaktionsteams 
von Table.Briefings

Einen kurzen Augenblick lang blitzte 
das Thema auf. Es war Anfang Au-
gust 2024, und was man in der Bun-
desgesellschaft für Endlagerung 

(BGE) und im Berliner Bundesumwelt
ministerium längst wusste, elektrisierte 
auch die deutsche Öffentlichkeit: Die 
Suche nach einem geeigneten Standort für 
das geplante Endlager für hochradioakti-
ven Abfall wird sich bis mindestens 2074 
hinziehen. Zur Erinnerung: Das Standor-
tauswahlgesetz, 2017 vom Bundestag ver-
abschiedet, hatte noch 2031 als Ziel ange-
strebt. 

Und nun eine Verzögerung von 
mindestens 43 Jahren? Wirklich? „2074 
war nicht der Wille des Gesetzgebers“, 
staunt Matthias Miersch, Jurist, Umwelt-
politiker, kommissarischer SPD-General-
sekretär und seinerzeit maßgeblich dabei, 
die Standortkriterien zu definieren. Ein 
zeitlicher Zuschlag, von dem zudem kei-
ner weiß, ob er nicht noch deutlich höher 
ausfällt. Und dann wäre damit ja auch nur 
eine Standortentscheidung gefallen. Da
mit sind noch keine unterirdischen Kaver-
nen angelegt und noch keine übertägigen 
Anlagen, keine Endlagerbehälter entwi-
ckelt, und schon gar nicht sind die nuklea-
ren Überreste tief im Erdboden eingela-
gert. Aber weil die Sache abstrakt ist und 
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die Herausforderung zudem weit in eine 
unabsehbare Zukunft hineinreicht, war 
das Thema kurz danach wieder aus den 
Schlagzeilen verschwunden. 

Worum es geht: An den ehemali-
gen Betriebsstätten deutscher Kernkraft-
werke und in den zentralen Zwischen
lagern in Ahaus, Gorleben und Lubmin 
lagern aus 63 Jahren deutscher Kernener-
giegeschichte an die 10 500 Tonnen hoch
radioaktiven Abfalls, verpackt in rund 
1900 Castoren, also Lagerbehältern, ein 
Volumen von rund 27 000 Kubikmetern. 

Zwischen 300 und 1500 Meter tief 
soll der Müll vergraben werden, eine Mil-
lion Jahre soll er dort sicher ruhen. Die 
vom Bundestag eingesetzte Kommission 
verständigte sich darauf, in den ersten 
500 Jahren alle Behältnisse wieder nach 
oben bringen zu können. Für den Fall, 
dass der technische Fortschritt doch noch 
Alternativen ermöglicht. Auch die Doku-
mentation des Endlagers muss auf mindes-
tens 500 Jahre angelegt sein. Im Klartext: 
Unsere Nachfahren sollen Jahrhunderte 
später noch in der Lage sein, Material, 
Mengen, Strahlungskonzentrationen und 
Gefahrenpotenzial zu erkennen.

Neben der Standortsuche und der 
Analyse technischer Optionen, den nukle-
aren Müll zu transportieren, neu zu verpa-

cken und final unter die Erde zu bringen, 
ist die langfristige Dokumentation eine 
der vordringlichsten Aufgaben. Bis 2027 
will die BGE jedenfalls die Zahl der Stand-
orte eingrenzen und etwa fünf bis zehn 
Regionen vorschlagen, die überhaupt 
infrage kommen. 

Als der Bundestag 2017 die Stand-
ortsuche beschloss, ahnten die Abgeord-
neten schon, von welcher Dimension das 
Projekt sein würde, auf das sie sich da ver-
ständigt hatten. Noch einmal Matthias 
Miersch: „Es war immer klar, dass bei 
einer solchen Dauer nicht alles in Stein 
gemeißelt sein konnte, was wir beschlie-
ßen.“ Auseinandersetzungen wird es also 
weiter geben. Und deshalb sagt Miersch 
auch: „Ein solches Verfahren hängt immer 
vom positiven Mitmachen aller Beteilig-
ten ab.“

Die Herausforderungen sind von 
einer Dimension, die manche mit dem Bau 
des Kölner Doms vergleichen. Der zog 
sich auch über sechs Jahrhunderte hin. So 
lange darf es beim Endlager nicht dauern, 
aber nicht nur deshalb hinkt der Vergleich. 
Ein paar Hinweise könnten einen vorsich-
tigen Eindruck vom etwas anderen Umfang 
der Herausforderung geben: Allein schon 
die Frage, ob der radioaktive Abfall rück-
holbar sein soll oder nicht, hatte die Bun-

Die Suche nach dem Endlager für hochradioaktive Abfälle 
erweist sich als einmalig aufwendig und langwierig. Sie wird 
Jahrzehnte länger dauern als gedacht. Ständig fließen neue 
Erkenntnisse in den Prozess ein, verändern ihn dadurch aber 
auch. Sind wir bereit für ein solches Verfahren?

Ein Fall für 
die Ewigkeit

destagsabgeordneten intensiv beschäf-
tigt. Kann man sicher ausschließen, dass 
es nicht in 200 Jahren bessere Verwer-
tungs- oder Entsorgungslösungen gibt? 
Soll man die Brennstäbe und die Glas
kokillen für immer und final wegschlie-
ßen oder sie doch zurückholen können?

„Cathedral Thinking“ haben 
anglophone Gesellschaften ehrgeizige 
Projekte genannt, deren Verwirklichung 
Auswirkungen auf viele weitere Genera-
tionen hat. Es beschreibt eine Mentalität, 
die es den Menschen ermöglicht, große 
und besonders spektakuläre Projekte wie 
die ägyptischen Pyramiden oder auch 
große Kirchenbauten zu verwirklichen – 
Projekte quasi für die Ewigkeit. Auch das 
Sieben-Generationen-Prinzip der Iroke-
sen ist so angelegt: Es besagt, dass der 
Mensch bei jeder Handlung bedenken 
sollte, wie sich diese bis in die siebte 
Generation in der Zukunft auswirkt.

Es ist zugleich eine Denkweise, 
die den modernen Gesellschaften des 
Nordens mit Beginn der Industriellen 
Revolution – und damit dem Kapitalis-
mus  – sehr fremd geworden ist. Nach
folgende Generationen mitdenken? Die 
mögliche Zukunft in die Überlegungen 
einbeziehen? Die Konsequenzen eines 
Handelns ausmalen, das erst in 100 oder 

5



200 Jahren oder noch später in seiner gan-
zen Dramatik erkennbar wird? Das Bemes-
sen der fernen Zukunft, und sei es nur 
ungefähr, ist für Gesellschaften, die gelernt 
haben, sich am Vorteil des Augenblicks zu 
orientieren, zu einer abstrakt-unwirklichen 
Größe geworden.

Klimawandel, ökologische Zerstö-
rung, Artensterben oder Ressourcenver
knappung sind nur die sichtbarsten Anzei-
chen einer gesellschaftlichen Verfassung, 
die die Zukunft weder mental noch mate
riell einpreist. Allein den Begriff Nachhal-
tigkeit in die Betrachtung von Wirtschafts-
kreisläufen einzubeziehen, bedurfte eines 
enormen Kraftaufwandes. Es ist offensicht-
lich, dass die politische und die kulturelle 
Verfasstheit insbesondere der nördlichen 
Hemisphäre die Bedürfnisse zukünftiger 
Generationen weitgehend ausblendet und 
in keiner Weise darauf ausgerichtet ist, der 
Zukunft „Geschenke“ zu hinterlassen. 
„Vielmehr scheint sie ein effizienter Mecha-
nismus zu sein, um unseren Nachkommen 
eine vergiftete, degradierte und ärmere 
Welt zu hinterlassen“, schreibt der Nach-
haltigkeitsforscher Nick King.

Nicht als „Cathedral Thinking“, 
sondern etwas neutraler und nüchterner 
als „Lernendes Verfahren“ hat der Ab-
schlussbericht der Bundestagskommission 
die Suche nach einem Endlager und das 
damit verbundene politische und techni-
sche Prozedere beschrieben. Als ein Ver-
fahren, das „ausreichend Zeit zur Aufbe-
reitung und Verarbeitung der jeweils 
gewonnenen Ergebnisse“ benötige. Dabei 
umreißt auch das Lernende Verfahren nur 
unzureichend, von welcher Dimension die 
Herausforderung tatsächlich ist. Eine Auf-
gabe, die alles bisher Bekannte übersteigt. 

Denn für eine Lagerstätte, angelegt 
für die Dauer von einer Million Jahren, 
gibt es keine vergleichbaren Erfahrungen, 
weltweit nicht, nicht einmal annähernd. 
Sich überhaupt mit der Unendlichkeit zu 

beschäftigen, jedenfalls nach mensch
lichem Ermessen, hatte bisher eher religi-
ösen oder spirituellen Charakter. In die-
sem Fall ist die Herausforderung jedoch 
sehr materiell und sehr konkret: Jetzt müs-
sen große Mengen hochstrahlenden Abfalls 
jahrtausendsicher eingelagert werden. 

Ohnehin hatten sich die Verant-
wortlichen bei der BGE das alles ein biss-
chen einfacher vorgestellt, als sie sich der 
Aufgabe näherten. Es fing schon mit den 
geologischen Daten an. Als die Expert*in-
nen begannen, Daten, Karten, Skizzen 
und sonstige Unterlagen zusammenzutra-
gen, drangen sie in einen Dschungel ein. 
Nichts war geregelt, keine Verfahren, kei-
ne Abläufe, keine Verantwortlichkeiten. 
Nur ein marginales Detail: Die Fachleute 
bemerkten schnell, dass Tiefenbohrungen 
in Deutschland auch im Jahr 2017 noch 
dem Lagerstättengesetz aus dem Jahr 
1934 unterlagen, also quasi ungeregelt 
waren. 

Bei der BGE begannen sie alle ver-
fügbaren Materialien zusammenzutragen, 
schrieben 64 Behörden an. Was einem 
Hindernislauf glich: Ein Bundesamt und 
16 Landesämter, Ministerien, Wasserbe-
hörden, unterschiedliche Dokumentati-
onssysteme. Kaum etwas war digitalisiert, 
nichts vereinheitlicht. „Es kamen Papier-
unterlagen, PDF-Dateien, 3D-Modelle, 
alles durcheinander und zumeist ohne 
Basisdaten“, erinnert sich eine Beteiligte. 
Geologische Verwerfungen, kartografisch 
festgehalten, endeten abrupt an der Lan-
desgrenze, Salzstöcke lagen ganz anders 
als vermutet. Und nicht immer war die 
Bereitschaft da, das eigene Wissen auch 
zu teilen. Ein Unternehmen schickte 
bewusst irreführende Daten, um keine 
Betriebsgeheimnisse offenzulegen. 

Bis 2020 waren die Erhebung geolo-
gischer Daten, ihre Sicherung und Verfüg-
barkeit eine juristische Ödnis. Erst im Juni 
2020 löste ein Geologiedatengesetz das 
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alte Regelwerk ab. Zum ersten Mal über-
haupt wurde nun der ungehinderte Zugang 
oder auch eine dauerhafte Lese- und Ver-
fügbarkeit für alle bestehenden und künf-
tigen geologischen Aufgaben des Bundes 
und der Länder verankert.

Inzwischen arbeiten 120 Expert*in-
nen bei der Bundesgesellschaft für Endla-
gerung an der Suche nach einem sicheren 
Tiefenlager. Physiker*innen und Geolo-
g*innen, Kartograf*innen und Strahlen-
schützer*innen, Materialforschende und 
Logistiker*innen. Bleibt die entscheiden-
de Frage: Schaffen sie das? Schaffen wir 
das?

Erst einmal steht die Suche nach 
dem geeigneten Ort mit allen geologischen 
Voraussetzungen im Vordergrund. Erd
beben- und vulkanismusgefährdete Regio-
nen wie die Eifel scheiden daher aus. Der 
Untergrund sollte sich über Hunderttau-
sende von Jahren nicht mehr bewegen. 
Schon ein Millimeter pro Jahr ist zu viel. 
Weshalb auch geologische Formationen 
wie die Alpen oder der Oberrheingraben 
nicht infrage kommen. Auch die Sicher-
heit vor einem Wassereintritt im Unter-
grund ist ein zentraler Punkt. 

Und dann sind da, nicht weniger 
herausfordernd, die vielen ganz prakti-
schen Fragen: Wodurch lassen sich die 
mehr als hundert Tonnen schweren Casto-
ren ersetzen? Wie schwer werden die spä-
teren Endlagerbehälter? Will man diese 
möglicherweise auf Rampen in die Tiefe 
bringen oder über einen Schacht? 

Oder auch die Frage, aus welchem 
Material die Endlagerbehälter sein müs-
sen, in die der hochradioaktive Atommüll  
verpackt werden soll. Je nach Umgebungs-
gestein müssen sie unterschiedlichen 
Anforderungen standhalten. Die Casto-
ren, derzeit gängige Form der Zwischen
lagerung, sind aus Gusseisen. Ein robuster 
Werkstoff – aber ist er auch der richtige 
für die Endlagerung?

Eine weitere Herausforderung ist die 
Logistik im weitesten Sinne. Wie kommt 
der Abfall aus den Zwischenlagern in sein 
finales Depot? Auf der Straße? Auf der 
Schiene? Wie ist ein sicherer Transport zu 
gewährleisten? Einigkeit besteht nur darin, 
die Zahl der Transporte möglichst gering 
zu halten. Aber wie viele Castoren kann 
man auf einmal transportieren und auch 
am Endlager annehmen? Fragen über Fra-
gen – nur wenige sind bisher beantwortet.
Schließlich – und nicht zuletzt – die poli-
tische und die gesellschaftliche Entschei-
dung in der Standortfrage. Sie dürfte sich 

jenseits aller technisch-administrativen 
Fragen noch als eine der größten Heraus-
forderungen erweisen. Absehbar ist: Kein 
Ministerpräsident wird die Entscheidung 
begrüßen, sollte sein Bundesland in die 
Vorauswahl geraten. Wenn das Votum 
näher rückt, wird keiner versuchen, seine 
Region von der Notwendigkeit oder der 
Sinnhaftigkeit der Entscheidung zu über-
zeugen. Einen Vorgeschmack des Debat-
tenniveaus hat die Bayerische Staatsregie-
rung schon mal gegeben, als sie im 
Frühjahr 2023 „gute fachliche Argumen-
te“ ins Feld führte, warum bayerische 
Standorte auszuschließen seien, während 
sie gleichzeitig den Salzstock im fernen 

„Am Ende 
wird es eine 
umstrittene 
Entscheidung 
sein“
Matthias Miersch (SPD)
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niedersächsischen Gorleben für geeignet 
erachtete. 

Von Beginn an waren sie im Bundes
tag und in der begleitenden Kommission 
deshalb um eine konsensuale Lösung 
bemüht. Von Beginn an sei klar gewesen, 
erinnert sich Matthias Miersch: „Wir brau-
chen Begleitstrukturen.“ Und doch habe 
immer Klarheit geherrscht: „Am Ende wird 
es eine umstrittene Entscheidung sein.“ 
Und weil das Ergebnis absehbar strittig sein 
wird und der Weg dorthin auch, sind alle 
bemüht, schon im Frühstadium Fehler 
möglichst zu vermeiden. Weil allen sehr 
bewusst ist: Frühe Fehler schaffen Unruhe, 
erhöhen die Skepsis in einem ohnehin 
umstrittenen Verfahren und delegitimieren 
im schlimmsten Fall das ganze Verfahren. 

Um die Auseinandersetzung um 
den Standort einzugrenzen und Konflikte 
frühzeitig zu entschärfen, empfahl die 
Expertenkommission des Bundestages 
ein Nationales Begleitgremium (NBG), 
18 Personen stark, von denen jeweils sechs 
von Bundestag und Bundesrat nominiert, 
die übrigen sechs zufällig aus der Bevölke-
rung ausgewählt werden sollten. Schon 
der Start verzögerte sich. Als ein turnusge-
mäßer Wechsel anstand, konnten sich 
Bundes- und Länderkammer nicht eini-
gen. Die Folge: Seit über zwei Jahren ist 
die Bundesratsliste unvollständig.

Ein weiteres Spannungsfeld: Die 
einen in der Endlagerkommission wollten 
ein Maximum an Beteiligung, die anderen 
„ein überragendes öffentliches Interesse“ 
definieren, um die Einspruchs- und Klage-
möglichkeiten nicht ins Uferlose abdriften 
zu lassen. Und weil auch juristische Fra-
gen von erheblichem Belang sind, wurde 
gleich mit definiert, welche Argumente bis 
wann vorzubringen sind und irgendwann 
kein Gehör mehr erfahren können. Noch 
einmal Matthias Miersch: „Es war allen 
klar: Wenn wir das nicht definieren, wer-
den wir es nicht schaffen.“

Natürlich könnten wir es schaffen, entgeg-
net der Zukunftsforscher Thomas Druyen, 
der in Wien Zukunftspsychologie und 
Zukunftsmanagement lehrt. Auch wenn 
es „bisher nicht unsere zentrale Kompe-
tenz war, mit Neuland souverän umzuge-
hen“. Jahrtausendelang sei Bildung das 
Tor zur Zukunft gewesen, letztlich die 
Fähigkeit, „sich eine lebensgelingende 

Kompetenz anzueignen“. Doch erlerntes 
Wissen zählt in Zeiten von Internet und 
Künstlicher Intelligenz nicht mehr viel. 
„Wir haben mehr Wissen als jemals zuvor 
und verstehen weniger als jemals zuvor“, 
konstatiert Druyen. Also doch ungünstige 
Voraussetzungen für eine Menschheits
aufgabe?

Nicht unbedingt, sagt Druyen. Frü-
her hätten sich Wissen und Kompetenz 
aus der Vergangenheit ergeben. Heute 
kämen die Impulse aus der Zukunft. Die 

Geolog*innen und die Ingenieur*innen, 
die Strahlenexpert*innen und die Materi-
alforschenden, all die, die sich mit den 
strahlenden Überresten und ihrer Endla-
gerung befassen, müssten „eine neue, agile 
Fähigkeit entwickeln, die mit Unvorher-
sehbarkeit, mit Überraschungen und stän-
diger Verwandlung – also mit dem unbe-
kannten Kommenden – vorausschauend 
umgehen kann“. Die Zukunft war nie vor-
hersehbar, ist sie auch heute nicht. Aber es 
bedürfe einer besseren Kompetenz, „mit 
Veränderungen, Schnelligkeit, neuen 
Lösungen, mit Überraschungen und radi-
kal veränderten Geschwindigkeiten umzu-
gehen“, sagt Druyen. Eine Kompetenz, die 
durchaus erlernbar sei. Die neue Anpas-
sungsfähigkeit liege „im Ausprobieren, im 
Experimentieren und Fehlermachen sowie 
im wiederholten Ziehen weiterführender 
Schlüsse“. 

Nicht zuletzt geht es dabei auch 
um eine neue Fehlerkultur. Es geht darum, 
Fehler zu akzeptieren, sie einzupreisen, 
sich nicht zuerst mit Verantwortung, 
Zuständigkeiten und Schuldzuweisungen 
zu beschäftigen, sondern schnörkellose 
Schlüsse aus Irrtümern zu ziehen, die es 
zwangsläufig geben wird. Es geht darum, 
Erkenntnisse zu gewinnen und sie umge-
hend praktisch umzusetzen. Aber genau 
das wird eine besondere Herausforderung 
bleiben. Druyen: „Für eine Kultur, die 
‚Fehler‘ jahrzehntelang als Feind betrach-
tet hat, ist diese Umstellung nicht leicht.“ 

Die globale Pandemie in den Jah-
ren 2020 und 2021 gab einen ersten Ein-
druck, wie man sich der Problembewälti-
gung der Neuzeit nähert. Die Ausgangslage: 
ein vielfach tödliches, zugleich rätselhaf-
tes Virus, kein bekanntes Medikament 
dagegen und im Sport-, Bildungs- und Kul-
turbereich – um nur wenige Sektoren zu 
nennen – maximale Unsicherheit, wie weit 
zum Beispiel Kontaktbeschränkungen rei-
chen sollten. 

„Für eine 
Kultur, die 
‚Fehler‘ 
jahrzehntelang 
als Feind 
betrachtet 
hat, ist diese 
Umstellung 
nicht leicht“
Thomas Druyen, Zukunftsforscher
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Weltweit operierten die Gesellschaften 
nach dem Prinzip von Versuch und Irr-
tum. In der Forschung, in der Therapie, in 
den Fragen von Ansteckungsgefahr und 
Kontaktsperren. Seither sind digitale Kon-
ferenzen, die es vorher nur in Ausnahme-
fällen gegeben hatte, in den Alltag vieler 
Unternehmen und Institutionen eingezo-
gen, mithin quasi Standard. Bezogen auf 
die Endlagersuche heißt das: „Wir arbei-
ten in einer permanenten Vorläufigkeit“, 
wie es eine BGE-Expertin formuliert. Dar-
an wird sich wohl auf Jahrzehnte hinaus 
nichts ändern.

Zurück zur konkreten Herausfor-
derung. Denn nun drängt erst einmal die 
Zeit für ein anderes Problem: Für die Zwi-
schenlager in Ahaus, Gorleben und Lub-
min laufen die Genehmigungen bereits 
2034 und 2036 aus, für die übrigen Stand-
ort-Zwischenlager rund zehn Jahre später. 
Die ersten Verlängerungen werden also 
bereits in rund zehn Jahren benötigt, weil 
es bis dahin ganz sicher noch keine Lösung 
geben wird. 

So groß also die Herausforderung 
ist, sie könnte auch eine Chance sein. So 
sieht es jedenfalls der Autor Nick King. 
Das moderne Kathedralen-Denken, so 
King, könne „eine Inspiration für konzer-
tierte und entschlossene Bemühungen 
sein, unsere kurzfristigen Wünsche 
zurückzustellen und stattdessen darüber 
nachzudenken, was wir den Generationen 
der Zukunft weitergeben sollten“. 

Auseinandersetzungen und Kon-
flikte seien unvermeidlich, und es werde 
auch nicht ohne die harte Arbeit, die 
Opferbereitschaft und die Nüchternheit 
der antiken und mittelalterlichen Kathe
dralenbauer gehen, meint King. Es könne 
im besten Fall aber auch dazu führen, 
„dass wir die ultimative Kathedrale weiter-
geben: einen bewohnbaren Planeten und 
die Chance auf eine langfristige Zukunft 
für unsere Zivilisation“. 
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Oberkreide

Zechstein, 
Rügen

ältere Untere 
Meeresmolasse

Infografik

Der aktuelle Stand 
der Endlagersuche
Auf Basis der 2020 veröffentlichten Karte wird die BGE die Gebiete in 
den kommenden Jahren weiter auf ihre Sicherheit prüfen und die 
Zahl der potenziellen Regionen für die Erkundung eines möglichen 
Endlagers begrenzen. Jetzt liegt dazu ein erster Arbeitsstand vor. 
Hier zeigen wir drei Beispiele

Das Teilgebiet im Tongestein liegt im Osten der 
Bundesländer Brandenburg und Sachsen.  

Die Mächtigkeit des Tongesteins aus der Zeit der 
Oberkreide reicht nicht aus, um die Mindest­

anforderungen zu erfüllen, und ist deshalb in die 
Kategorie D eingeordnet worden, wird also nicht weiter 

bearbeitet. Das Gebiet wird allerdings von weiteren 
Teilgebieten im Tongestein überlagert, die aus früheren 

Ablagerungszeiten stammen und  
noch weiter in der Bearbeitung sind. 

Das Teilgebiet liegt im nordöstlichen Teil des Nord­
deutschen Beckens in Mecklenburg-Vorpommern.  
Die BGE hat die flache Steinsalzlagerung unter Rügen 
und der Ostsee als ungeeignet kategorisiert, weil die 
Mindestanforderungen nicht erfüllt sind. Daher wird 
dieses Teilgebiet der Kategorie D zugeordnet.

Die Untere Meeresmolasse liegt in Bayern im 
Voralpenland. Das Tongestein erfüllt teilweise  
die Mindestanforderungen nicht und ist deshalb in 
die Kategorie D eingeordnet worden. Der Rest  
des Teilgebietes ist als wenig geeignet in Kategorie C 
eingeordnet. Die Tonabfolge lässt den Schluss zu, 
dass die Dichtigkeit des Gesteins nicht ausreicht,  
um die Radioaktivität dauerhaft abzuschirmen. 
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Der 2020 veröffentlichte 
„Zwischenbericht Teilgebiete“ weist 

90 Gebiete aus, die eine geologisch 
günstige Situation für die Endlage­

rung erwarten lassen. Das sind 
54 Prozent der Landesfläche.

Anfang November 2024 veröffentlicht die BGE 
einen aktualisierten Arbeitsstand. Alles in 
allem erweisen sich weitere 16 Prozent der 
ursprünglich ausgewiesenen Teilgebietsfläche 
als „ungeeignet“(rot), etwa 2 Prozent als 
„gering geeignet“ (gelb).

54 %

Zum Redaktionsschluss standen uns noch nicht 
sämtliche Arbeitsstände in Kartenform zur 
Verfügung. Deshalb zeigen wir hier nur drei 
Beispiele. Die vollständige Karte finden Sie  
unter www.bge.de/navigator.
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Wir über uns 

Die Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH (BGE) sucht den Standort für  

ein Endlager für hochradioaktive Abfälle, der die bestmögliche Sicherheit  

für eine Million Jahre gewährleistet. Außerdem betreibt die BGE die Endlager Konrad 

und Morsleben sowie die Schachtanlage Asse II und das Bergwerk Gorleben.

Weitere Informationen zur Endlagersuche:

www.bge.de/endlagersuche

Auf der Homepage des Magazins bieten wir aktuelle Informationen  

und Berichte sowie barrierefreie PDFs aller Ausgaben:

www.einblicke.de/magazine/
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BGE Endlagersuche Navigator

Die Arbeitsstände der BGE auf dem Weg von 

Teilgebieten zu Standortregionen sind im 

BGE Endlagersuche Navigator online verfügbar. 

Die interaktive Anwendung enthält Karten  

mit Kategorisierungen und die dazugehörigen 

Begründungen. Der Navigator ist über  

www.bge.de/navigator oder über diesen 

QR-Code erreichbar:

Haben Sie Fragen? 
Dann schreiben Sie uns: 

dialog@einblicke.de

Hinweis für Menschen 
mit Sehbehinderung
Dieses Magazin gibt  
es auch als barrierefreies 
PDF-Dokument: 
https://einblicke.de/magazine

Aktuelle Termine 

Einen Überblick über die Veranstaltungen 

der BGE finden Sie hier:

www.bge.de/veranstaltungenINFOANGEBOT
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